
MIP 2017 23. Jhrg. Brunsbach – Nachgeordnet und dennoch immer wichtiger [...] Aufsätze

Nachgeordnet und dennoch immer wichti-
ger – Die Altersorientierung als Dimension
des Parteienwettbewerbs
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Sowohl in der wissenschaftlichen als auch in der öf-
fentlichen Debatte werden politische Fragen mit zu-
nehmendem demographischem Wandel  häufig auch
aus einer generationalen Perspektive betrachtet und
diskutiert.  Im Mittelpunkt  stehen  dabei  zum einen
Fragen  nach  der  generationengerechten  Ausgestal-
tung der  sozialen  Sicherungssysteme,  zum anderen
aber auch vermehrt Diskussionen um den potentiell
zunehmenden Einfluss älterer Bevölkerungsteile auf
die Politik im Allgemeinen und das programmatische
Angebot von Parteien im Speziellen. Vertreten Par-
teien zunehmend die Anliegen älterer Menschen und
werden sie im Zuge des demographischen Wandels
Stück für Stück zu „Altenparteien“? 

Trotz der gewachsenen Bedeutung dieser Fragen lie-
gen empirische Analysen des programmatischen An-
gebots  von  Parteien  unter  dieser  Perspektive  bisher
kaum vor. Die sozialwissenschaftliche Forschung zum
demographischen  Wandel  konzentriert  sich  auf  die
Mikro- und Makroebene des politischen Systems und
der Forschungszweig, der sich originär mit der Pro-
grammatik von Parteien beschäftigt, hat wiederum ge-
nerationale Aspekte nicht im Blick. Wie in der öffent-
lichen Debatte so wird daher auch in der wissenschaft-
lichen Diskussion aufgrund dieser häufig konstatierten
Forschungslücke (u.a. Blome et al. 2008: 19, Kaspar
und  Falter  2007:  135)  mit  Vermutungen  bzw.  be-
grenzten  empirischen  Informationen  bezüglich  der
demographierelevanten programmatischen  Entwick-
lung  gearbeitet,  die  sich  zum  Teil  widersprechen.
Während einige Autoren von Parteien ausgehen, die
zunehmend  die  spezifischen  Anliegen  älterer  Men-
schen vertreten (u.a. Bergmann et al. 2012: 373), se-
hen andere in ihnen eher vermittelnde Akteure, wel-
che die Interessen aller Altersgruppen im Blick haben
(u.a. Schmidt 2008: 142-143, Schroeder et al. 2008). 

So weit die Vermutungen bezüglich der programma-
tischen  Entwicklung  auseinanderliegen,  so  wieder-
kehrend und einend ist dabei jedoch die implizit oder
explizit formulierte Vorstellung einer demographie-
relevanten Dimension, die Auskunft darüber gibt, wie
altenfreundlich die Programmatik einer Partei ist. 

1 Die Verfasserin ist Wissenschaftliche Mitarbeiterin am Insti-
tut  für Sozialwissenschaften der Christian-Albrechts-Univer-
sität zu Kiel und PRuF Fellow.

Eine  solche  Altersdimension  parteipolitischer  Pro-
grammatik  wird  im  vorliegenden  Beitrag  erstmals
theoretisch und methodisch konzeptualisiert und für
die  deutschen  Parteien  zwischen  1970  und  2013
auch empirisch dargestellt. 

Die  Altersorientierung  –  Eine  altersbasierte  Di-
mension des politischen Wettbewerbs

Die Vorstellung einer altersbasierten Dimension des
politischen Wettbewerbs wird in vielen politikwissen-
schaftlichen  Auseinandersetzungen  mit  dem  demo-
graphischen Wandel sichtbar. Dies ist immer dann der
Fall, wenn diskutiert wird, ob sich die Programmatik
von  Parteien  eher  den  Interessen  der  älteren  oder
aber der nicht-älteren Bevölkerung zuwendet und in-
wieweit  sich  hierbei  Verschiebungen  im Zuge  des
demographischen Wandels  konstatieren  lassen.  Be-
sonders explizit ist dies der Fall, wenn in der Traditi-
on des Rational-Choice-Ansatzes auf das zunehmen-
de Alter  des  Median-Wählers  verwiesen wird (u.a.
Inman  1978),  welches  zu  einer  stärkeren  Ausrich-
tung der Politik an den Interessen der älteren Bevöl-
kerung führe (Browning 1975, Preston 1984). So sei-
en Kürzungen wohlfahrtsstaatlicher Leistungen, wel-
che vor allem ältere Menschen in Anspruch nehmen,
unmöglich, sobald eine Mehrheit der Bürger von die-
sen Kürzungen nicht mehr profitiere (Sinn und Ue-
belmesser 2002). Andere Autoren erwarten mit dem
zunehmenden  Alter  des  Median-Wählers  zudem
einen  weiteren  Ausbau  wohlfahrtsstaatlicher  Leis-
tungen (insbesondere  generösere  Renten)  für  ältere
Menschen  (u.a.  Mulligan  und  Sala-i-Martin  2003,
Persson und Tabellini 2000). Derartige Argumentati-
onsmuster werden hier unter dem Begriff der Elderly
Power Hypothesis zusammengefasst. 

Eine solche altersbasierte  Dimension wurde für die
politische  Angebotsseite  bisher  weder  theoretisch
noch empirisch konzeptualisiert.2 Im Folgenden wird
eine Dimension der „Altersorientierung“ vorgestellt,
die Aufschluss gibt, ob sich die Programmatik einer
Partei stärker den spezifischen wohlfahrtsstaatlichen
Anliegen der älteren oder aber der nicht-älteren Be-
völkerung verpflichtet sieht. Die beiden Pole der Di-
mension  stellen  jeweils  eine  Programmatik  dar,  in
der  ausschließlich  wohlfahrtsstaatliche  Interessen
der älteren oder aber der nicht-älteren Bevölkerung
berücksichtigt werden. 
2 Einzig auf der Makroebene der wohlfahrtsstaatlichen Ausga-

benverteilung steht mit der Elderly/Non-Elderly Spending Ra-
tio (ENSR) von Lynch (2006) ein Maß zur Bestimmung der
Altersorientierung zur Verfügung. Hierbei werden die Ausga-
ben für ältere Menschen und für die nicht-ältere Bevölkerung
gewichtet und nach ihrem jeweiligen Bevölkerungsanteil ins
Verhältnis zueinander gesetzt.
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Diese Konstruktion der Altersorientierung greift die
wissenschaftlichen  und  öffentlichen  Debatten  der
letzten  Jahre  auf  und  übernimmt  zwei  implizite
Grundannahmen.  Erstens  wird  davon  ausgegangen,
dass  verschiedene  Altersgruppen  voneinander  ab-
grenzbar sind, die jeweils altersspezifische Anliegen
besitzen. Ein üblicher Ansatz segmentiert die Bevöl-
kerung in  drei  große Altersgruppen.  Jüngere  Men-
schen sind Kinder und junge Menschen, die sich in
der Ausbildung befinden oder noch nicht voll in das
Erwerbsleben eingetreten sind. Die Gruppe der Men-
schen mittleren Alters wird von der Bevölkerung im
erwerbsfähigen  Alter  gebildet,  wohingegen  ältere
Menschen bereits aus dem Erwerbsleben ausgeschie-
den  sind.  Ursächlich  für  diese  Einteilung  ist  der
Wohlfahrtsstaat,  da durch ihn die  klar  abgrenzbare
Phase  der  Erwerbstätigkeit  etabliert  wird  (Kohli
1985).3 Diese Einteilung wird durch wohlfahrtsstaat-
liche  Leistungen  verstärkt,  die  sich  als  „altersge-
schichtete  Leistungssysteme“  (Kohli  1985:  14)  de-
klarieren lassen und sich direkt an dieser Dreiteilung
orientieren (u.a. Konzelmann 2015: 15). Hierzu zählen
beispielsweise Bildungsausgaben, Rente oder Pflege.
Aufgrund familiärer Verflechtungen können auch der-
artige Leistungen potentiell Rückwirkungen auf  An-
gehörige  anderer  Altersgruppen  entfalten.  Solche
mittelbaren  Effekte  sind  nicht  Betrachtungsgegen-
stand der Altersorientierung. Es werden vielmehr all
die  Issues  als  altersspezifisch  definiert,  von  denen
ausschließlich oder zu einem absolut überwiegenden
Anteil  die  Mitglieder  einer  Altersgruppe direkt  be-
troffen  sind.  Es wird  jedoch anerkannt,  dass  junge
Menschen und Menschen mittleren Alters in beson-
derem Maße miteinander  verbunden sind,  da beide
Altersgruppen oft in einem Haushalt  leben und die
elterliche  Unterstützung  häufig  erst  mit  dem voll-
ständigen  Übergang ins  Erwerbsleben  an  Intensität
nachlässt.  Die mittelbaren Effekte altersspezifischer
Leistungen sind daher  zwischen diesen Altersgrup-
pen besonders groß, weshalb beide Gruppen zur Ka-
tegorie der nicht-älteren Menschen zusammengefasst
und den älteren Menschen kontrastierend gegenüber-
gestellt werden.

Eine  zweite  Grundannahme besteht  darin,  dass  die
Politikangebote für die einzelnen Altersgruppen un-
ter  der  Perspektive der  Altersorientierung nicht  als
voneinander unabhängig wahrgenommen werden. Es
wird  vielmehr  von  einem Nullsummenspiel  ausge-
gangen, bei dem der Wohlfahrtsstaat über begrenzte

3 Diese Dreiteilung erfährt auch in den Familienverläufen seine
Entsprechung, indem die aktive Familienphase in die Zeit der
Erwerbsfähigkeit  fällt  (Bertram  et  al.  2011:  96,  Schaeper
2007: 141).

finanzielle  Ressourcen verfügt,  die  den Altersgrup-
pen zu Gute  kommen können.  Ressourcen,  die  zur
Befriedigung  der  spezifischen  Anliegen  der  einen
Gruppe genutzt werden, stehen anderen Altersgrup-
pen nicht mehr zur Verfügung. 

Der nachgeordnete Charakter der Altersorientie-
rung

Beschäftigt  man  sich  mit  der  Frage,  wie  Parteien
sich auf dieser Dimension bewegen bzw. wo sie sich
positionieren, erscheint die Antwort  wie oben skiz-
ziert einfach: Der Median-Wähler wird älter und, da
Parteien auf elektoralen Erfolg angewiesen sind und
von am Eigennutzen orientierten Wählern ausgehen,
verschieben  sie  ihre  Altersorientierung zu Gunsten
der  wohlfahrtsstaatlichen  Anliegen  älterer  Men-
schen.  Diese  Betrachtungsweise  greift  jedoch  zu
kurz, da zum einen fälschlicher Weise von einer di-
mensionsorientierten  Aufmerksamkeit  der  Parteien
ausgegangen wird und zum anderen die Wirkung der
Political  Belief Systems von Parteien zu wenig be-
rücksichtigt wird.

Dem politikwissenschaftlichen Verständnis einer Di-
mension liegt die Vorstellung zu Grunde, „dass sich
die  denkbaren  Regelungsoptionen  eines  sachpoliti-
schen Themas als Punkte einer Teilmenge eines ein-
oder  mehrdimensionalen  Raumes  beschreiben  las-
sen“ (Bräuninger und Debus 2012: 30). Dimensionen
können sich auf  einzelne politische Sachfragen be-
ziehen,  stellen  aber  zumeist  die  Regelungsoptionen
zu einem allgemeinen Politikbereich dar. Im zweiten
Fall setzt sich eine Dimension – wie auch hier – aus
einer  Reihe  von  Einzelissues  zusammen,  die  unter
der interessierenden Perspektive aggregiert  werden.
Eine dimensionsgerichtete Aufmerksamkeit der Par-
teien ist gegeben, wenn diesen nicht nur bewusst ist,
wie sie sich zu Einzelissues der Dimension positio-
nieren, sondern auch ihre Gesamtposition auf der Di-
mension und diejenige ihrer  Wettbewerber  kennen.
Erst  bei  Vorliegen dieser Bedingungen ist  es mög-
lich, dass Parteien ihre Gesamtposition auf einer Di-
mension strategisch verändern. Sie werden sich dann
zu  Einzelissues,  die  einer  Dimension  zugerechnet
werden, auch vor dem Hintergrund der gewünschten
Gesamtposition auf der betreffenden Dimension po-
sitionieren. Damit ist gemeint, dass eine Partei,  die
ihre Gesamtposition beispielsweise nach rechts ver-
schieben möchte, bei Einzelissues, die der Dimensi-
on zugerechnet werden, dezidiert rechtere Positionen
als zuvor einnimmt. Handlungsleitend ist dann weni-
ger der Regelungswunsch bezüglich der Einzelissues
als vielmehr die forcierte Re-Positionierung auf der
Gesamtdimension. 
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Eine solche Annahme ist  überzeugend im Fall  von
Dimensionen,  die  einen  strukturierenden  Charakter
für den Parteienwettbewerb besitzen. Als strukturie-
rend  können  Dimensionen  bezeichnet  werden,  die
sich im politischen Alltagsverständnis wiederfinden
lassen  und  die  geeignet  sind,  die  Komplexität  des
Parteienwettbewerbs und des Wählerverhaltens ohne
großen Informationsverlust allgemein zu beschreiben
(Benoit und Laver 2012). Auch wenn die Resultate
von Dimensionalitätsanalysen  divergieren,  wird  für
die westeuropäischen Staaten entweder eine überge-
ordnete Links-Rechts-Achse als strukturierend ange-
nommen oder es werden zwei derartige Dimensionen
konstatiert:  die  ökonomische  Links-Rechts-Achse
und eine gesellschaftspolitische (oder soziokulturelle)
Konfliktdimension (u.a. Benoit und Laver 2006, Fal-
ter et al. 1992, Marks et al. 2006).4 

Es sollte bei der Altersorientierung nicht von einer
dimensionsgerichteten Aufmerksamkeit der Parteien
ausgegangen  werden.  Die  Altersorientierung  wird
zwar immer häufiger in gesellschaftlichen Auseinan-
dersetzungen implizit diskutiert, sie reicht aber nicht
an die Bedeutung strukturierender Dimensionen her-
an und ist klar nachgeordneter Natur. So können so-
wohl die Parteien selbst als auch interessierte Beob-
achter  die  Gesamtpositionen  der  Parteien  auf  der
ökonomischen Links-Rechts-Achse oder  der  gesell-
schaftspolitischen Dimension ad hoc verorten, nicht
aber  im  Falle  der  Altersorientierung.  Die  Parteien
positionieren sich zu Einzelissues, die der Altersori-
entierung zugerechnet  werden,  und nehmen hierbei
auch strategische Überlegungen vor, sie haben dabei
aber potentielle Auswirkungen auf ihre Altersorien-
tierung nicht vor Augen. Damit ergibt sich die Ge-
samtpositionierung auf der Dimension der Altersori-
entierung, anders als bei strukturierenden Dimensio-
nen, rein aus der Summe der Positionierung zu allen
Einzelissues, die zu dieser Dimension gehören. 

In der zu Beginn skizzierten Vorstellung einer Ver-
schiebung der Altersorientierung zu Gunsten der äl-
teren Bevölkerung bleiben zudem die Political Belief
Systems von Parteien  unberücksichtigt,  obwohl  ih-
nen eine  hohe Bedeutung für  die  programmatische
Entwicklung von Parteien zuzuschreiben ist. Sie wir-
ken identitätsstiftend  (Sani  und Sartori  1983:  330-
331),  indem sie  den inhaltlichen Kern  einer  Partei
beschreiben, und stellen eine Heuristik für die Sali-
enz-  (u.a.  Budge  2006:  422)  und  Positionsfindung
(Colomer und Puglisi 2005: 510) dar. Parteien sind

4 In einigen Ländern Europas wirkt darüber hinaus eine EU-Inte-
grationsdimension strukturierend auf den Parteienwettbewerb
(Bakker et al. 2012, De Vries und Hobolt 2012).

in hohem Maße an ideologischer Konsistenz interes-
siert.  Die Programmatik einer Partei  soll  möglichst
widerspruchsfrei  mit  den Ideen,  Werten  und Über-
zeugungen, die im Political Belief System zum Aus-
druck gebracht werden, in Einklang stehen. Lösungs-
vorschläge für politische Problemlagen werden dem-
nach vor dem Hintergrund der Political Belief Sys-
tems erarbeitet. 

Es besteht eine direkte Korrespondenz zwischen den
Political Belief Systems der Parteien und den struk-
turierenden  Dimensionen  des  politischen  Wettbe-
werbs.  Strukturierende  Dimensionen  berühren  den
Kern der Political Belief Systems von Parteien. Die
Political  Belief  Systems weisen  Parteien gleichsam
einen Achsenabschnitt zu (Budge et al. 2010: 792).
Daraus folgt, dass die Positionen einer Partei zu ein-
zelnen  Issues,  welche  dieser  strukturierenden  Di-
mension  zugeordnet  werden,  nicht  als  voneinander
unabhängig zu verstehen sind. Vielfach wird implizit
angenommen,  dass  jede  Position  zu  einzelnen  di-
mensionszugehörigen  Issues  als  Ausdruck  der  di-
mensionalen Gesamtposition zu betrachten ist.5 An-
gewandt auf die ökonomische Links-Rechts-Dimen-
sion meint dies, dass eine Partei sich beispielsweise
für den Ausbau der Arbeitslosenunterstützung stark
macht, da sie eine linke Partei ist. Diese Korrespon-
denz zwischen Political Belief Systems und struktu-
rierenden  Dimensionen  verstärkt  damit  den  bereits
im Zuge der dimensionsgerichteten Aufmerksamkeit
erwähnten Zusammenhang zwischen der Positionie-
rung  zu  Einzelissues  und  der  Gesamtposition  auf
strukturierenden Dimensionen.  Bei  strukturierenden
Dimensionen ist  damit  umso mehr davon auszuge-
hen, dass die Gesamtposition einer Partei einen Ein-
fluss auf die Positionierung zu Einzelissues ausübt,
die dieser Dimension zugeordnet werden können. 

Die  Altersorientierung  ist  hingegen  kein  Kernbe-
standteil der Political Belief Systems von etablierten
Parteien. Keine Partei sieht sich ihrer grundlegenden
ideologischen Ausrichtung nach als  Anwalt  der  In-
teressen älterer oder aber nicht-älterer Bevölkerungs-
teile.6 Die Political Belief Systems sind übergenera-
tional angelegt, sodass sie den Parteien nicht direkt
spezifische  Dimensionsabschnitte  zur  Gesamtposi-

5 Diese Annahme wird kaum explizit diskutiert. Sie wird aber
durch die Wahl des methodischen Vorgehens deutlich. Sobald
reflektive Indizes zur Konstruktion der Dimension zum Ein-
satz kommen, liegt ein solches Verständnis zu Grunde. Dies
ist beispielswweise bei RILE (Laver und Budge 1992) oder
auch beim so genannten Vanilla-Approach (Gabel und Huber
2000) der Fall. Siehe hierzu auch Franzmann (2015). 

6 Als Ausnahme können Rentnerparteien gelten, die hier nicht
betrachtet werden. 
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tionierung vorgeben und die Positionierung zu einem
Einzelissue, welches der Dimension der Altersorien-
tierung zugeordnet  werden kann, sollte  damit  auch
nicht für sich genommen als Ausdruck einer Gesamt-
position erachtet werden. 

Der nachgeordnete Charakter der Altersorientierung
resultiert  darin,  dass  für die theoretische Erklärung
weder auf den oben kurz skizzierten Rational-Choi-
ce-Ansatz  zurückgegriffen  werden  kann,  noch  auf
die Cleavage- oder die Salienztheorie, da auch diese
auf  der  Vorstellung  einer  dimensionsgerichteten
Aufmerksamkeit  und einer  direkten  Korrespondenz
mit dem Political Belief System basieren.7 Die theo-
retische Argumentation bezüglich der Positionierung
von  Parteien  auf  der  Altersorientierung  muss  auf
dem Umgang mit Einzelissues beruhen, welche in ih-
rer Gesamtheit die jeweilige Dimension formen. Mo-
difikationen an der Gesamtposition können nur dann
postuliert werden, wenn davon auszugehen, ist, dass
bei einer Reihe von Issues eine veränderte Positio-
nierung vorgenommen wird, die in ihrer Summe zu
einer Re-Positionierung auf der Dimension führen. 

Ausgehend  von  diesen  Überlegungen  und  auf  der
Basis  einer  Konzeption  von  Parteien  als  rationale
Akteure,  die  nicht  über  vollständige  Informationen
verfügen und den Bedingungen des elektoralen Wett-
bewerbs unterliegen, werden nachfolgend Erwartun-
gen bezüglich der Ausrichtung von Parteien auf der
Dimension der Altersorientierung formuliert. 

Die sich verändernde Bevölkerungsstruktur löst brei-
te Diskussionen bezüglich altersspezifischer Leistun-
gen und ihrer Finanzierbarkeit  aus (Renten, Pflege,
Bildung,  Frühverrentung  etc.).  Die  Antworten  der
Parteien hierauf werden in hohem Maße von ihrem
jeweiligen Political Belief System geprägt. So kön-
nen  beispielsweise  wirtschaftsliberale  Parteien  den
demographischen Wandel nutzen, um Einschnitte in
wohlfahrtsstaatliche Strukturen zu forcieren. Partei-
en werden in ihrer programmatischen Reaktion aber
nicht in einer Weise zwischen älteren und nicht-älte-
ren  Bevölkerungsteilen  unterscheiden,  die  zu einer
Verschiebung der gesamten Altersorientierung führt.
Da die Political Belief Systems der Parteien generatio-
nenübergreifend angelegt sind, ließe sich eine einseiti-

7 Wie stark diese beiden Annahmen als Fundament der theoreti-
schen Auseinandersetzung fungieren,  ist  unterschiedlich.  So
stellen die Cleavage-Theorie und die Salienztheorie die ideo-
logische Komponente  stärker heraus,  während durch klassi-
sche Rational Choice Modelle der Aspekt der Aufmerksam-
keit in den Vordergrund gerückt wird. Trotz dieser Divergen-
zen in der Betonung finden sich beide Annahmen in allen ge-
nannten  Theorien  wieder.  Alle  drei  Theorien  konzentrieren
sich damit auf strukturierende Dimensionen. 

ge Belastung bzw. wohlfahrtsstaatliche Bevorzugung
entweder der älteren oder nicht-älteren Bevölkerung
nur schwer mit diesen tiefgreifenden Überzeugungen
vereinbaren und kommunizieren. Es könnte entgegnet
werden,  dass  solch  offensichtliche  Ungleichbehand-
lungen zwar ausgeschlossen sind, diese aber aufgrund
der Mechanismen des Policy Threats quasi durch die
Hintertür auftreten: Wähler werden besonders durch
die  Aussicht  mobilisiert,  von  geplanten  wohlfahrts-
staatlichen Kürzungen betroffen zu sein. Dieser Effekt
schwächt sich jedoch ab, wenn Kürzungen erst lang-
fristig ihre Wirkung entfalten (Campbell 2003, Wea-
ver 1986). Strategisch handelnde Parteien werden dies
berücksichtigen, wodurch ältere Menschen tendenziell
bevorzugt  werden.  Dieser  Mechanismus  beschränkt
sich jedoch auf wenige Issues und das Zusammenspiel
der altersspezifischen wohlfahrtsstaatlichen Anliegen
bei  der  Bildung der  Altersorientierung ist  komplex,
sodass dieser Mechanismus die Altersorientierung ins-
gesamt nicht verändern dürfte. Es wird daher trotz des
steigenden Anteils älterer Wähler nicht von einer zu-
nehmenden Orientierung der  Parteien an  den  wohl-
fahrtsstaatlichen  Interessen  der  älteren  Bevölkerung
ausgegangen.

Obwohl die Political Belief Systems der Parteien ge-
nerell  generationenübergreifend  angelegt  sind,  ist
gleichzeitig davon auszugehen, dass  die allgemeine
Links-Rechts-Orientierung  einer  Partei,  vermittelt
über die Haltung zu arbeitsmarktnahen und arbeits-
marktfernen Sozialleistungen, einen Einfluss auf ihre
generelle Altersorientierung ausübt. Arbeitsmarktfer-
ne  Sozialleistungen,  worunter  insbesondere  Renten
und sonstige wohlfahrtsstaatliche Leistungen für äl-
tere  Menschen  zählen,  können  gleichsam als  Kern
des  Wohlfahrtsstaates  gelten,  deren  Notwendigkeit
und  Richtigkeit  auch  in  den  ideologischen  Grund-
konsens  rechter  Parteien  eingegangen  ist.  Arbeits-
marktnahe Sozialleistungen, wie die Arbeitslosenun-
terstützung oder das Krankengeld,  werden naturge-
mäß ausschließlich von Menschen mittleren Alters in
Anspruch  genommen  werden,  und  sind  partei-
politisch deutlich stärker umstritten. Sie werden häu-
fig  (wenn  auch  nicht  ausschließlich)  von  rechten
Parteien und Anhängern des neoliberalen Paradigma
für  Probleme auf  dem Arbeitsmarkt  mitverantwort-
lich gemacht (Green-Pedersen 2002: 39-40, Huo et
al. 2008: 5). Je höher der Grad der Dekommodifizie-
rung8, desto geringer die Anreize, eine Erwerbstätig-

8 Dekommodifizierung  beschreibt  das  Ausmaß,  in  dem  der
Wohlfahrtsstaat dem Einzelnen ein Leben unabhängig von der
Erwerbstätigkeit ermöglicht. Dekommodifizierung beschreibt
damit die Abkopplung der sozialen Sicherung von der Teil-
nahme am Arbeitsmarkt (Esping-Andersen 1990). 
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keit aufzunehmen und desto höher die Arbeitslosen-
quote, so die Argumentation. Linke Parteien verfol-
gen hingegen traditionell eine Politik der Dekommo-
difizierung (u.a. Huber et al. 1993).9 Damit sind die
Political  Belief  Systems zwar  insgesamt  generatio-
nengreifend  angelegt,  indem  sie  nicht  direkt  nach
Lebensalter differenzieren oder sich zum Anwalt ei-
ner Altersgruppe machen, dennoch ist denkbar, dass
Parteien, die eine konservativ-rechte Grundorientie-
rung aufweisen, sich stärker an den wohlfahrtsstaat-
lichen  Interessen  älterer  Menschen  orientieren  als
linke Parteien. Hierbei handelt es sich um einen mit-
telbaren Effekt, der aus ihrer Skepsis gegenüber de-
kommodifizierenden  Politikansätzen  und  der  damit
einhergehenden  Reserviertheit  gegenüber  arbeits-
marktnahen Sozialleistungen resultiert.

Methodische  Umsetzung  –  Der  Manifesto-Age-
Orientation Index (MAO)

Die Altersorientierung wird mittels einer quantitativen
Inhaltsanalyse  von  Wahlprogrammen  bestimmt.
Wahlprogramme bieten die Möglichkeit einer Gene-
rierung von Längsschnitten. Sie besitzen zudem einen
klaren zeitlichen Bezug und wurden zumeist von der
gesamten  Partei  als  Policy-Statement  autorisiert
(Budge 1994: 455, Proksch und Slapin 2009: 329). Im
Zuge  der  Analyse  werden  die  Wahlprogramme zu-
nächst  in  Quasisätze10 segmentiert  (Lacewell  et  al.
2014: 6-7) und dann mittels eines hierarchischen Ka-
tegoriensystems  kodiert.  Die  erste  Hierarchieebene
gibt das Thema an, welches Parteien ansprechen und
die  zweite  Hierarchieebene die  Position,  die  hierzu
eingenommen wird. Jedem Quasisatz wird jeweils ein
entsprechender Code auf der ersten und zweiten Hier-
archieebene zugeordnet. Anschließend wird die relati-
ve Häufigkeit der Codes in den Wahlprogrammen er-
mittelt. Das entwickelte Kategoriensystem ermöglicht
die  Erfassung  einer  Reihe  demographierelevanter
Aspekte und reicht in seiner Anwendbarkeit weit über
die Ermittlung der Altersorientierung hinaus. 

Zur Erhebung der Altersorientierung wurde der Ma-
nifesto-Age-Orientation  Index  (MAO)  entwickelt.
Dieser  quantifiziert,  inwieweit  sich  eine  Partei  für
die  wohlfahrtsstaatlichen  Belange  der  älteren  oder
aber der nicht-älteren Bevölkerung einsetzt. Bei der
9 Während des so genannten „Dritten Weges“ kam bei sozialde-

mokratischen Parteien das Ziel einer Aktivierung der Menschen
im erwerbsfähigen Alter  hinzu.  Dies änderte jedoch wenig an
der generellen Unterstützung der Dekommodifizierung (Huo et
al. 2008).

10 Quasisätze beinhalten jeweils eine Aussage. Sie können maxi-
mal einen Satz umfassen.  Werden mehrere Aussagen inner-
halb eines Satzes getätigt, so wird dieser in mehrere Quasisätze
segmentiert.

Erhebung politischer Positionen wird häufig mit re-
flektiven  Indizes  gearbeitet  (u.a.  Gabel  und  Huber
2000, Laver und Budge 1992). Bei reflektiven Indizes
wird davon ausgegangen, dass alle Komponenten das
gleiche  zugrundeliegende  Konstrukt  messen.  Jede
Komponente an sich ist Ausdruck der latenten Varia-
blen. Verändert sich die latente Variable, zeigt sich
dies  in  allen  messbaren  Indikatoren  (Bollen  1989,
Diamantopoulos  et  al.  2008:  1204).  Die  Kausalität
verläuft daher von der latenten Variablen (Dimensi-
on)  zu  den  einzelnen  Komponenten,  also  von  der
strukturierenden Dimension zu den Einzelissues, die
Ausdruck der zugrundeliegenden Dimension sind. 

Da  die  Altersorientierung  eine  nachgeordnete  Di-
mension des Parteienwettbewerbs  ist  und keine di-
rekte Korrespondenz der Dimension mit dem Politi-
cal Belief Systems von Parteien besteht, handelt  es
sich  bei  MAO jedoch  um einen  formativen  Index.
Die Altersorientierung ergibt sich erst aus der Sum-
me der Positionen zu den zugehörigen Einzelissues,
da die Parteien nicht über eine dimensionsgerichtete
Aufmerksamkeit verfügen und die Altersorientierung
auch kein integraler Bestandteil der Political Belief
Systems von Parteien ist. Das Konstrukt der Alters-
orientierung hat somit einen formativen Aufbau und
muss  mit  Hilfe  eines  formativen  Indexes  erhoben
werden. Bei formativen Indizes erfolgt die Kompo-
nentenauswahl nicht empirisch induktiv, sondern de-
duktiv.  Daher  kann  beispielsweise  nicht  auf  eine
Faktoranalyse  zur  Indexbildung  zurückgegriffen
werden.  Auch  die  herkömmlichen  Verfahren  zur
Messung der Validität eines Indexes eignen sich bei
formativen Indizes nur bedingt (Bollen 1989: 222).
Die Güte des Indexes wird vor allem durch die Qua-
lität  des  zugrundeliegenden theoretischen Konzepts
bestimmt, welches eine klare und präzise Spezifikati-
on des Inhalts des Indexes und der diesen tragenden
Indikatoren  hervorbringen  muss  (Diamantopoulos
und Winklhofer 2001: 271-272). 

Dabei  müssen  die  Indikatoren  den  Index  in  seiner
Gesamtheit  erfassen  und  dürfen  gleichzeitig  nicht
über dessen Definitionsbereich hinausweisen. MAO
soll Aufschluss über die Positionen von Parteien hin-
sichtlich  der  Verteilung  wohlfahrtsstaatlicher  Leis-
tungen zwischen älteren und nicht-älteren Menschen
geben. Um dies zu gewährleisten, finden nur Katego-
rien als Indikatoren des Indexes Verwendung, die zwei
Anforderungen genügen: Sie müssen sich sowohl auf
ältere bzw. nicht-ältere Menschen beziehen und so-
mit altersspezifisch sein, als auch einen klaren Bezug
zu  wohlfahrtsstaatlichen  Leistungen  aufweisen.  In
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Tabelle 1 sind alle Kategorien dargestellt, aus denen
sich MAO zusammensetzt.

Zur Berechnung von MAO wird auf eine Ratio-Skala
zurückgegriffen. Kategoriengruppen, welche positive
Aussagen für die nicht-ältere Bevölkerung (POSINE)
beinhalten, werden aufgrund der Kontrastierung von
älteren und nicht-älteren Menschen und der Annah-
me begrenzter Ressourcen als negative Aussagen für
die  ältere  Bevölke-
rung  (NEGIE)  gewer-
tet.  Umgekehrt  wer-
den positive Aussagen
für  die  ältere  Bevöl-
kerung  (POSIE)  in  ei-
ner Weise verrechnet, dass sie als negative Aussagen
für  die  nicht-ältere  Bevölkerung  (NEGINE)  gelten
können. Die deskriptiven Aussagen zu beiden Bevöl-
kerungsgruppen (DESINE; DESIE) gehen in den Nen-
ner der Formel ein.

Die Verwendung einer Ratio-Skala hat den Vorteil,
dass  sogenannte  irrelevante  Alternativen11 keinen
Einfluss auf die Ergebnisse von MAO ausüben. Die
Integration der  deskriptiven Aussagen von Parteien
im Nenner erlaubt eine größere Differenzierung zwi-
schen  Parteien,  neutrale  Positionen  können  besser
dargestellt  werden und die Tendenz zu Extremwer-
ten bei Ratio-Skalen wird gemildert. 

MAO kann Werte von -1 bis +1 annehmen. Der Wert
-1  wird  erreicht,  wenn  in  allen  altersspezifischen

11 Die  Abhängigkeit  von  irrelevanten  Alternativen  entsteht,
wenn in den Nenner nicht nur die Kategorien inkludiert wer-
den, welche für die Positionsberechnung herangezogen wer-
den, sondern alle Quasisätze eines Wahlprogrammes. Für eine
eingehendere Darstellung siehe Prosser (2014).
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Tabelle 1: MAO – Spezifikation der Indikatoren

Nicht-ältere Menschen

Positive Aussagen Negative Aussagen Deskriptive Aussagen

Kinder- und Jugendförderung positiv
(1201)

Kinder- und Jugendförderung negativ
(1202)

Kinder- und Jugendförderung deskriptiv
(1203)

Bildung / Ausbildung positiv (1301) Bildung / Ausbildung negativ (1302) Bildung / Ausbildung deskriptiv (1303)

Berufseinstieg, Praktika / j. Arbeitnehmer
positiv (1401)

Berufseinstieg, Praktika / j. Arbeitnehmer
negativ (1402)

Bildung / Ausbildung privat (1304)

Kinderbetreuung positiv (1601) Kinderbetreuung negativ (1602) Bildung / Ausbildung nicht privat (1305)

Arbeitslose positiv (2401) Arbeitslose negativ (2402) Berufseinstieg, Praktika / j. Arbeitnehmer
deskriptiv (1403)

Junge Familie positiv (2701) Junge Familie negativ (2702) Kinderbetreuung deskriptiv (1603)

Pflegende Angehörige positiv (3208) Rente privatisieren (3502) Arbeitslose deskriptiv (2403)

Altersabsicherung geg. privatisieren
(3501)

Zukünftige Rente negativ (3503) Junge Familie deskriptiv (2703)

Zukünftige Rente positiv (3505)

Rente Finanzierbarkeit sichern (3508)

Rente generationengerecht finanzieren
(3509)

Ältere Menschen

Positive Aussagen Negative Aussagen Deskriptive Aussagen

Pflege positiv (3201) Pflege negativ (3202) Pflege deskriptiv (3203)

Pflege nicht privatisieren (3204) Pflege privatisieren (3205) Ältere Menschen deskriptiv (3403)

Ältere Menschen positiv (3401) Pflege Finanzierbarkeit sichern (3206) Rente deskriptiv (3507)

Heutige Rente positiv (3506) Pflege generationengerecht finanzieren
(3207)

Ältere Menschen negativ (3402)

Heutige Rente negativ (3504)

Die Zahlen in Klammern stellen die numerischen Bezeichnungen der einzelnen Kategorien dar.
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Aussagen mit wohlfahrtsstaatlichem Bezug die spe-
zifischen  Interessen  der  nicht-älteren  Bevölkerung
unterstützt und/oder diejenigen der älteren Bevölke-
rung negiert werden. Werden hingegen in allen alters-
spezifischen Aussagen die spezifischen Anliegen der
älteren  Bevölkerung  vertreten  und/oder  diejenigen
der  nicht-älteren  Bevölkerung  abgelehnt,  nimmt
MAO den Wert +1 an. Der Wert 0 gibt Hinweis auf
ein Programm, in dem in gleicher Intensität die spe-
zifischen Anliegen der nicht-älteren und der älteren
Bevölkerung vertreten werden. 

Die Altersorientierung deutscher Parteien

Die  Altersorientierung wird  für  etablierte  deutsche
Parteien im Zeitraum von 1970 bis 2013 dargestellt.
Der Anteil älterer Wähler (60 Jahre und älter) stieg
von 26,7% im Jahr 1972 auf 34,1% im Jahr 2013;
wobei sich die stärksten Verschiebungen der Alters-
struktur in den letzten Bundestagwahlen zeigen (Bun-
deswahlleiter 2015: 92). Trotz dieser deutlichen Zu-
nahme älterer Wähler kann für vier von fünf unter-
suchten deutschen Parteien keine im Zeitverlauf zu-
nehmende  Ausrichtung  ihrer  Programmatik  an  den
wohlfahrtsstaatlichen Anliegen älterer Menschen kon-

statiert  werden  (Abbildung  1).  Einzig  bei  der  FDP
zeigt sich eine solche Tendenz, wenn auch mit Un-
terbrechungen und in insgesamt moderatem Ausmaß.

Des Weiteren wird für alle Parteien eine stärkere Ori-
entierung an den spezifischen Bedürfnissen der nicht-

älteren Menschen deutlich. Von einigen Ausreißern12

abgesehen liegt MAO für alle Parteien zu allen unter-
suchten Zeitpunkten zwischen -0,20 und -0,60.  Die
dargestellte Entwicklung deutscher Parteien kann da-
mit nicht dazu dienen, alarmierende Thesen, die eine
Ausrichtung der Parteien an den Bedürfnissen älterer
Menschen  im  Zuge  des  demographischen  Wandels
prognostizieren,  zu  stützen.  Dass  alle  Parteien  eine
stärkere Orientierung an den spezifischen wohlfahrts-
staatlichen Anliegen nicht-älterer  Menschen aufwei-
sen, kann auch durch die heterogeneren Problem- und
Lebenslagen  nicht-älterer  Menschen  erklärt  werden,
die eine Vielzahl von politischen Problemlösungsan-
sätzen erfordern. In Hinblick auf ältere Menschen ma-
chen mit der Rente und der Pflege zwei Leistungsar-
ten den absolut überwiegenden Anteil aller altenspezi-
fischen wohlfahrtsstaatlichen Programmangebote aus.
Darüber  hinausgehende  wohlfahrtsstaatliche  Ange-
bote  (wie  beispielsweise  eine  GEZ-Befreiung  oder
eine verbilligte Nutzung der öffentlichen Verkehrs-
mittel)  werden  von  Parteien  zwar  vermehrt,  aber
dennoch nur sehr begrenzt offeriert. 

An dieser Stelle sei auf ein wichtiges Charakteristi-
kum des MAO-Indexes verwiesen. MAO berücksich-

tigt nicht die Höhe wohlfahrts-
staatlicher  Ausgaben  für  die
einzelnen  Forderungen.  Diese
Limitation teilt MAO mit fast
allen  Berechnungsmöglichkei-
ten  zur  Position  einer  Partei
auf anderen Dimensionen bei-
spielsweise  der  Links-Rechts-
Achse.13 Eine Gewichtung der
eingehenden Kategorien nach
ihren finanziellen Auswirkun-
gen könnte im Prinzip Abhilfe
schaffen, wäre bei solch kom-
plexen Fragen allerdings will-
kürlich.  MAO  zeigt  nicht
mehr  und  nicht  weniger  als
das Verhältnis an, in dem Par-
teien  die  spezifischen  wohl-
fahrtsstaatlichen  Anliegen  äl-
terer  und  nicht-älterer  Men-
schen  in  ihrem  Wahlpro-
gramm vorbringen. 

12 Bei den Ausnahmen handelt es sich um die Programme der Uni-
onsparteien von 1987 (MAO = -0,14) und 2005 (MAO = -0,11).

13 Einzelne Ansätze bemühen sich um eine Gewichtung der Ka-
tegorien und somit um eine Abschätzung wie rechts oder links
eine Kategorie im Vergleich zu einer anderen ist. Die genutz-
ten  Verfahren  sind  für  die  hier  vorliegenden  Daten  jedoch
nicht geeignet. Siehe hierzu u.a.: Jahn (2011).
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Abbildung 1: Die Altersorientierung deutscher Parteien im Zeitverlauf*
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* Die Programme der FDP von 1972 und der Grünen von 1983 und 1990 werden
aufgrund einer zu geringen Kategorienbesetzung nicht berücksichtigt.
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Hinsichtlich  einer  Divergenz  in  der  Altersorientie-
rung, die aus einer  unterschiedlichen ideologischen
Grundorientierung vermittelt über die Einstellung zu
arbeitsmarktnahen  Sozialleistungen  resultiert,  zeigt
die  alleinige  Betrachtung  deutscher  Parteien  keine
absolut eindeutigen Ergebnisse. Da es sich um einen
mittelbaren  Effekt  handelt  und  die  Political  Belief
Systems  der  Parteien  insgesamt  generationenüber-
greifend angelegt sind, ist dies aber auch nicht über-
raschend. Die CDU ist weniger stark an den spezifi-
schen wohlfahrtsstaatlichen Bedürfnissen der nicht-
älteren  Bevölkerung  orientiert  als  die  Parteien  des
linken politischen Spektrums (SPD, Linke,  Grüne).
Die FDP entzieht sich jedoch dieser Einteilung. Ihre
Altersorientierung  ist  trotz  einer  rechtsorientierten
Wirtschaftspolitik insgesamt stärker den wohlfahrts-
staatlichen  Anliegen  der  nicht-älteren  Bevölkerung
zugeneigt als die ihrer linken Wettbewerber (Abbil-
dung 2). 

Ursächlich  für  die  sehr  niedrigen  MAO-Werte  im
Falle der FDP ist ihr starker Fokus auf die Bildung
und Ausbildung von jungen Menschen. Trotz dieser
Ambivalenzen zeigt sich eine positive,  einseitig si-
gnifikante  Korrelation  zwischen  der  Links-Rechts-
Position einer Partei (gemessen anhand des RILE-In-
dex) und der Altersorientierung; r = 0,246, p ≤ 0,05.
Je linker eine Partei auf der generellen Links-Rechts-
Achse zu verorten ist, desto stärker neigt sie sich den
wohlfahrtsstaatlichen  Interessen  der  nicht-älteren
Bevölkerung zu.

Fazit

Der  demographische  Wandel  wird  rapide  voran-
schreiten und die größten Veränderungen in der Al-
tersstruktur stehen noch aus. So erreichen die gebur-
tenstarken  Jahrgänge  der  Nachkriegsjahre  in  den
nächsten Jahren in großer Zahl das Rentenalter. Die
Relevanz  generationaler  Aspekte  politischer  Pro-
grammatik und die gesellschaftlichen Debatten über
solche Fragen werden damit aller Voraussicht nach
weiter zunehmen. 

Die Altersorientierung der politischen Programmatik
ist  mit  bisherigen  Instrumenten  bzw.  den gängigen
Dimensionen des politischen Wettbewerbs nicht  zu
erfassen.  Der  vorgestellte  MAO-Index  bietet  einen
theoretisch  und  methodisch  fundierten  Ansatz  zur
Betrachtung  dieser  generationalen  Dimension,  die
zunehmend an  Relevanz gewinnt,  aber  gleichzeitig
einen klar  nachgeordneten Charakter  besitzt.  MAO

ermöglicht  es,  die  Altersori-
entierung  von  Parteien  im
Quer-  und  Längsschnitt  ver-
gleichend darzustellen und so-
mit  Einflüsse  der  ideologi-
schen Grundorientierung hier-
auf  und potentielle  Verschie-
bungen im Verlauf des demo-
graphischen Wandels zu ana-
lysieren. Sein volles Potential
entfaltet MAO daher bei einer
eingehenderen  Analyse  einer
größeren Anzahl an Parteien.
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Abbildung 2: Boxplots: Die Altersorientierung nach Partei*
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